
11.1.6 Personenstandsgesetz (PStG) 

Vom 19.02.2007 (BGBl. S. 122), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.01.2013 (BGBl. I 101) 

Kapitel 3   Eheschließung 

Abschnitt 1   Zuständigkeit, Anmeldung und Eheschließung 

§ 15 Eintragung in das Eheregister 

(1) Im Eheregister werden im Anschluss an die Eheschließung beurkundet 

(…) 

2. die Vornamen und die Familiennamen der Ehegatten, Ort und Tag ihrer Geburt sowie auf Wunsch 

eines Ehegatten seine rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des 

öffentlichen Rechts ist, 

(…) 

§ 16 Fortführung 

(1) Zum Eheeintrag werden Folgebeurkundungen aufgenommen über 

(…) 

5. jede sonstige Änderung des Personenstandes, soweit sie Angaben im Eheeintrag betrifft, sowie die 

Änderung oder die Löschung der eingetragenen Religionszugehörigkeit, wenn der betroffene Ehegatte 

dies wünscht, 

(...) 

Kapitel 5    Geburt 

Abschnitt 1   Anzeige und Beurkundung 

§ 21 Eintragung in das Geburtenregister 

(1) Im Geburtenregister werden beurkundet 

(…) 

4. die Vornamen und die Familiennamen der Eltern sowie auf Wunsch eines Elternteils seine 

rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist. 

(2) Ist ein Kind tot geboren, so werden nur die in Absatz 1 Nr. 1 bis 4 vorgeschriebenen Angaben mit 

dem Zusatz aufgenommen, dass das Kind tot geboren ist. 

(...) 

Abschnitt 3   Fortführung des Geburtenregisters 

§ 27 Feststellung und Änderung des Personenstandes, sonstige Fortführung 

(…) 



(3) Außerdem sind Folgebeurkundungen zum Geburtseintrag aufzunehmen über 

(…) 

5. die rechtliche Zugehörigkeit des Kindes zu einer Religionsgemeinschaft, die Körperschaft 

öffentlichen Rechts ist, sofern das Kind dies wünscht, 

(...) 

Kapitel 6   Sterbefall 

Abschnitt 1   Anzeige und Beurkundung 

§ 31 Eintragung in das Sterberegister 

(1) Im Sterberegister werden beurkundet 

1. die Vornamen und der Familienname des Verstorbenen, Ort und Tag seiner Geburt sowie auf 

Wunsch des Anzeigenden die rechtliche Zugehörigkeit des Verstorbenen zu einer 

Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, 

(...) 

Kapitel 8   Berichtigungen und gerichtliches Verfahren 

Abschnitt 1   Berichtigungen ohne Mitwirkung des Gerichts 

§ 47 Berichtigung nach Abschluss der Beurkundung 

(...) 

(2) Gehen dem Standesamt berichtigende Mitteilungen oder Anzeigen zu, so sind außerdem zu 

berichtigen  

(…) 

3. in allen Personenstandsregistern die Angaben über die rechtliche Zugehörigkeit zu einer 

Religionsgemeinschaft (…) 

Kapitel 9   Beweiskraft und Benutzung der Personenstandsregister 

Abschnitt 1   Beweiskraft; Personenstandsurkunden 

§ 57 Eheurkunde 

In die Eheurkunde werden aufgenommen 

1. die Vornamen und die Familiennamen der Ehegatten, Ort und Tag ihrer Geburt sowie die rechtliche 

Zugehörigkeit eines Ehegatten zu einer Religionsgemeinschaft, sofern sich die Zugehörigkeit aus dem 

Registereintrag ergibt 

(...) 

§ 58 Lebenspartnerschaftsurkunde 

In die Lebenspartnerschaftsurkunde werden aufgenommen 



1. die Vornamen und die Familiennamen der Lebenspartner, Ort und Tag ihrer Geburt sowie die 

rechtliche Zugehörigkeit eines Lebenspartners zu einer Religionsgemeinschaft, sofern sich die 

Zugehörigkeit aus dem Registereintrag ergibt, 

(…) 

 

§ 59 Geburtsurkunde 

(1) In die Geburtsurkunde werden aufgenommen 

(...) 

5. die rechtliche Zugehörigkeit des Kindes und seiner Eltern zu einer Religionsgemeinschaft, sofern 

sich die Zugehörigkeit aus dem Registereintrag ergibt. 

(2) Auf Verlangen werden in die Geburtsurkunde Angaben nach Absatz 1 Nr. 2, 4 und 5 nicht 

aufgenommen. 

§ 60 Sterbeurkunde 

In die Sterbeurkunde werden aufgenommen 

1. die Vornamen und der Familienname des Verstorbenen, Ort und Tag seiner Geburt sowie seine 

rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft, sofern sich die Zugehörigkeit aus dem 

Registereintrag ergibt. 

(...) 

Abschnitt 2   Benutzung der Personenstandsregister 

§ 65 Benutzung durch Behörden und Gerichte 

(1) Behörden und Gerichten sind auf Ersuchen Personenstandsurkunden zu erteilen sowie Auskunft 

aus einem oder Einsicht in einen Registereintrag zu gewähren, soweit dies zur Erfüllung der in ihrer 

Zuständigkeit liegenden Aufgaben erforderlich ist. Gleiches gilt für Auskunft aus den und Einsicht in 

die Sammelakten. Die Behörden und Gerichte haben den Zweck anzugeben. Sie tragen die 

Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung. 

(2) Religionsgemeinschaften im Inland, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, können unter 

den Voraussetzungen des Absatzes 1 Personenstandsurkunden und Auskünfte aus einem 

Personenstandsregister erteilt werden, soweit das Ersuchen Mitglieder ihrer Religionsgemeinschaft 

betrifft. Dabei kann eine Eheurkunde auch dann erteilt werden, wenn nur ein Ehegatte der 

betreffenden Religionsgemeinschaft angehört und die Ehegatten der Erteilung zugestimmt haben. 

(...) 

 


